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AUS DEM BUNDESHAUS

Der Bundesrat antwortet
Nationalrat Hanspeter Seiler

Nur noch

ein Dienstbüchlein für
Armee und Zivilschutz

JM. Am 3. Februar 1995 reichte Nationalrat

Hanspeter Seiler (SVP, Bern) eine Motion ein,

die der Bundesrat am 5. April dieses Jahres

gutgeheissen und beantwortet hat. Es geht um

ein gemeinsames Dienstbüchlein für Armee,

Zivilschutz und Feuerwehr. Hier der Wortlaut

der Motion Seiler:

Der Bundesrat wird ersucht, ein
Dienstbüchlein zu schaffen, in das die Dienstleistung

in Armee, Zivilschutz und Feuerwehr

eingetragen werden kann.

Begründung:
Mit der Realisierung von Armee 95 und
Zivilschutz 95 sowie Feuerwehr 95 wurde
die Zuteilung der Aufgabenbereiche
zwischen diesen drei Dienstleistungsarten
teilweise neu vorgenommen. So sind
beispielsweise die Feuerwehren für die
Brandbekämpfung sowie den Ersteinsatz
im Pionier- und Rettungsdienst zuständig.
Zusammen mit der generellen Verkürzung
der Dienstpflichtdauer macht dies auch
bezüglich personeller Infrastruktur
organisatorische Massnahmen notwendig.
Die anzustrebende Gleichstellung der drei
Dienstleistungsarten zum Beispiel im
Bereich Anrechenbarkeit der Dienstzeiten
und bezüglich Sozialversicherung wird ohne

verstärktes Koordinieren in der
Administration kaum durchführbar sein. Ein
gemeinsames Dienstbüchlein schafft eine

wichtige Voraussetzung dazu, vereinfacht
diese Administrationsarbeiten wesentlich

und trägt zur Verminderung des
Verwaltungsaufwandes und zur Senkung der
entsprechenden Kosten bei.
Nicht zuletzt stellt ein gemeinsames
Dienstbüchlein für jeden Dienst-,
Zivilschutz- und Feuerwehrpflichtigen eine
wünschbare Vereinfachung dar.

Stellungnahme des Bundesrats:
Ein neues, einheitliches Dienstbüchlein für
die Armee und den Zivilschutz steht kurz
vor der Verwirklichung. In der Armee soll
es über die Stellungspflichtigen eingeführt
und ab Herbst 1995 erstmals den
Stellungspflichtigen des Jahrgangs 1977
abgegeben werden; im Zivilschutz ist die
Abgabe ab 1. Januar 1996 an alle neuen
Schutzdienstpflichtigen vorgesehen.
Das neue Dienstbüchlein ist so gestaltet,
dass es auch für den zukünftigen zivilen
Ersatzdienst und - mit geringfügigen
Änderungen - später allenfalls für weitere
Bereiche der Gesamtverteidigung verwendet
werden kann.
Die Dienstleistung in der Feuerwehr ist
dem Dienst in Armee und Zivilschutz nicht
gleichgestellt. Seit 1. Januar 1995 führen
zwar die von Schutzdienstpflichtigen in
der Feuerwehr geleisteten Diensttage zu
einer Reduktion des Militärpflichtersatzes.
Dies kann aber kein Grund sein,
Feuerwehrdienst generell im Dienstbüchlein
einzutragen. Für die Gleichstellung des
Feuerwehrdienstes mit den Dienstleistungen

in Armee und Zivilschutz würde es

einer gesetzlichen Grundlage bedürfen,
die heute fehlt.
Dem Anliegen der Motion wird somit im
Rahmen der heutigen gesetzlichen
Möglichkeiten Rechnung getragen.

Erklärung des Bundesrats:
Der Bundesrat beantragt, die Motion
bezüglich gemeinsames Dienstbüchlein für
Armee und Zivilschutz als erfüllt
abzuschreiben und sie bezüglich Eintragung
des Feuerwehrdienstes abzulehnen.

Résumé

JM. La réalisation d'un nouveau livret
de service commun pour l'armée et la
protection civile est imminente. Il est

prévu de l'introduire dans l'armée
auprès des conscrits et de le remettre pour
la première fois en automne 1995 aux
conscrits nés en 1977; à la protection
civile, il est prévu de le remettre dès le

1" janvier 1996 à toutes les nouvelles

personnes astreintes à ce service.
La conception du nouveau livret de
service permettra de l'utiliser à l'avenir
pour le futur service civil. Il sera
ultérieurement possible de l'introduire
pour d'autres domaines de la défense

générale, moyennant quelques
modifications mineures.
Le service accompli dans le corps des

sapeurs-pompiers n'est pas identique
aux services dans l'armée et dans la

protection civile. Il est vrai que les jours
de service effectués par les personnes
astreintes au service dans le corps des

sapeurs-pompiers entraînent, depuis le

l"r janvier 1995, une réduction de la

taxe militaire. Cela ne justifie toutefois

pas une inscription générale des services

accomplis dans le corps des

sapeurs-pompiers dans le livret de service.

En outre, l'égalité du service accompli

dans le corps des sapeurs-pompiers
avec les services accomplis dans
l'armée et dans la protection civile devrait

reposer sur une base légale, qui fait
actuellement défaut. Il est par conséquent
tenu compte, dans le cadre des possibilités

légales actuelles, de la question
soulevée par la présente motion.
Le Conseil fédéral propose de classer la

motion en ce qui concerne le livret commun

pour l'armée et la protection civile,
cet objectif étant réalisé, et de la rejeter
en ce qui concerne l'inscription dans

ce livret des services accomplis dans le

corps des sapeurs-pompiers.
J

Mit der neuen Finanzplanung will der Bundesrat bei den Zivilschutzbauten

die Ausgaben drastisch weiter verringern

Zivilschutzbauten: Es wird weiter gespart!

JM. Die Finanzkommission des Nationalrats

verlangt in ihrer Motion vom 16. März 1995

vom Bundesrat, beim Zivilschutz die Ausgaben

weiter zu kürzen. Hier der Wortlaut dieser

Motion:

Der Bundesrat wird beauftragt, eine
substantielle Senkung der Ausgaben für
Zivilschutzbauten vorzunehmen beziehungsweise

vorzusehen, allenfalls sind dem
Parlament die notwendigen Gesetzesänderungen

vorzulegen.

Stellungnahme des Bundesrates
vom 17. Mai 1995
Im Zusammenhang mit der Neuorientierung

des Zivilschutzes wurden die im
baulichen Zivilschutz noch vorzunehmenden
Investitionen gegenüber den früheren
Vorstellungen durch Verzichte und Anpassungen

um mehr als eine Milliarde Franken

reduziert. Der Anteil des Bundes an diesen

Sparmassnahmen beträgt mehr als 500

Millionen Franken. Zusätzlich werden mit

den auf den 1. Januar 1995 in Kraft
gesetzten Lockerungen bei der Schutzraum-
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baupflicht zugunsten der meist privaten
Bauherrschaften jährlich gegen 40 Millionen

Franken eingespart. Als zusätzliche
Steuerungsmassnahme hat das Parlament
den Jahreszusicherungskredit für Schutzbauten

für 1995 gekürzt und auf 30 Millionen

Franken festgelegt. Dies entspricht
noch rund einem Viertel der Ende der
achtziger und anfangs der neunziger Jahre
jährlich bewilligten Kredite. Der noch offene

Verpflichtungsstand von über 275
Millionen Franken von 1991 hat Ende 1994
auf rund 150 Millionen Franken abgenommen.

Schon Ende 1996 wird der
Verpflichtungsstand voraussichtlich weniger als
100 Millionen Franken betragen.
Im Rahmen der neuen Finanzplanung
sieht der Bundesrat vor, eine weitere
substantielle Senkung der Ausgaben für
Zivilschutzbauten vorzunehmen. Verglichen
mit dem laufenden Jahr (1995: 62 Mio.
Franken) werden diese Ausgaben für 1996
und 1997 vorerst auf 50 Millionen Franken

und anschliessend für 1998 auf 45 Millionen

Franken sowie 1999 auf 40 Millionen
Franken reduziert. Damit werden die
Ausgaben für die Zivilschutzbauten in absehbarer

Zeit nur noch ein Drittel der
seinerzeitigen Ausgaben (1991: 119,5 Mio. Franken)

betragen.
Auf diese Weise wird einerseits das mit der
Motion der Finanzkommission beantragte
Anliegen der substantiellen Senkung der
Ausgaben für Zivilschutzbauten im
wesentlichen erfüllt. Andererseits wird dabei
aber die untere Grenze des Machbaren
erreicht. Weitergehende finanzielle
Einschränkungen würden aus heutiger Sicht
nämlich dazu führen, dass die im Bereich
der Schutzbauten (Schutzräume für die
Bevölkerung und die Kulturgüter sowie
Anlagen für die Organisation und den
Sanitätsdienst) noch vorhandenen Lücken
nicht geschlossen werden könnten. Zudem
wäre es nicht möglich, die Werterhaltung
der aufgebauten Schutzinfrastruktur län¬

gerfristig sicherzustellen. Dies wäre weder
mit dem verfassungsmässigen Auftrag
noch mit dem Zivilschutz-Leitbild vereinbar.

Im Rahmen der Regierungsreform 93

überprüft der Bundesrat gegenwärtig
Aufgaben, Funktionen und Organisation der
Bundesverwaltung. Von dieser Analyse
wird auch der Zivilschutz nicht ausgenommen.

Im übrigen soll gestützt auf das neue
Regierungs- und Verwaltungsorganisa-
tionsgesetz eine periodische Überprüfung
der wichtigen Aufgaben institutionalisiert
werden. Die Prüfungsmethoden und das
Mehrjahresprogramm werden auch den
finanzpolitischen Aspekten und Bedürfnissen

Rechnung tragen. Der Bundesrat
ist deshalb bereit, die Motion als Postulat
entgegenzunehmen.

Erklärung des Bundesrates
Der Bundesrat beantragt, die Motion in ein
Postulat umzuwandeln.

A l'occasion de l'élaboration du nouveau

plan financier, le Conseil fédéral réduira
à nouveau les crédits de paiement destinés

aux constructions de la protection civile

Constructions de PCi:

nouvelle réduction
substantielle

JM. La Commission des finances du Conseil

national exige une nouvelle réduction des dépenses

pour les constructions de protection civile.

Voici le texte de cette motion du 16 mars
1995:

Le Conseil fédéral est chargé de prévoir ou
de procéder à une réduction substantielle
des dépenses pour les constructions de
protection civile; au besoin, il soumet au
Parlement les modifications légales nécessaires.

Réponse du Conseil fédéral
du 17 mai 1995
Dans le cadre de la réforme de la protection

civile, les investissements liés aux
constructions de protection ont été réduits
de plus d'un milliard de francs par rapport
aux dépenses initialement prévues. Ces
diminutions sont consécutives à une série de
mesures de renoncement et de restructuration.

Il en résulte un allégement des fi¬

nances de la Confédération de l'ordre de
500 millions de francs. Du fait des
assouplissements des normes régissant depuis
le 1er janvier 1995 la construction d'abris,
les dépenses incombant aux maîtres
d'ouvrages - qui sont pour la plupart des privés
- enregistrent désormais une diminution
de quelque 40 millions de francs par an.
Dans le but de réduire les charges financières

relatives aux constructions de
protection, le Parlement a par ailleurs limité,
pour l'an 1995, les crédits d'engagement à
30 millions de francs, soit à un quart des

montants alloués à la fin des années 1980
et au début des années 1990. La somme
totale des engagements consentis par la
Confédération pour les constructions de
protection a ainsi pu être ramenée de 275
millions de francs (1991) à 150 millions de
francs (1994). A la fin 1996, ce montant
devrait être inférieur à 100 millions de
francs. A l'occasion de l'élaboration du
nouveau plan financier, le Conseil fédéral
va procéder à une nouvelle réduction
substantielle des crédits de paiement destinés
aux constructions de protection civile.
Pour l'année en cours, ces crédits s'élèvent
à 62 millions de francs. En 1996 et 1997 ils
seront limités à 50 millions de francs, puis
à 45 millions de francs en 1998 et à 40
millions de francs en 1999. A moyen terme,
les dépenses occasionnées par les
constructions de protection civile ne représenteront

ainsi plus qu'un tiers des montants
investis voici peu d'années encore (1991=
119,5 millions de francs). En procédant de

la sorte, le Conseil fédéral remplit pour
l'essentiel les objectifs de la Commission
des finances en vue d'une réduction subs¬

tantielle des crédits affectés aux constructions

de protection. Mais la démarche du
Conseil fédéral montre aussi les limites du

programme d'économies. En effet, si des
restrictions financières supplémentaires
devaient être imposées à la protection
civile, il ne serait plus possible de combler
les lacunes qui existent aujourd'hui encore
en matière de constructions de protection
(abris destinés à la population et aux biens
culturels, constructions de l'organisation
et du service sanitaire), ni d'assurer à plus
long terme la pleine valeur de l'infrastructure

réalisée jusqu'à présent. Un tel
développement serait à la fois contraire aux
exigences de la constitution fédérale et aux
tâches attribuées à la protection civile par
le nouveau plan directeur.
Dans le contexte de la réforme gouvernementale

93, le Conseil fédéral va procéder
à un nouvel examen des tâches assignées à

l'administration fédérale ainsi qu'à son
organisation et aux processus de décision.
Cette analyse concerne également la
protection civile. De plus, la loi sur l'organisation

du gouvernement et de l'administration

implique un réexamen périodique des

principales activités étatiques. Les méthodes

d'analyses y relatives tout comme le

programme de gouvernement pluriannuel
tiendront également compte des aspects
et besoins financiers. Aussi le Conseil
fédéral est-il prêt à accepter la motion sous
la forme d'un postulat.

Déclaration du Conseil fédéral
Le Conseil fédéral propose de transformer
la motion en postulat.
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